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Zwei Frauen und
zwei Männer treten an
AuchNancyHolten und Pius Lischer gehen
in den zweitenWahlgang für den Ständerat.

Eva Berger

Bis am Freitagmittag konnte
sich beim Kanton melden, wer
für den zweiten Wahlgang der
Ständeratswahlen vom 19. No-
vemberantretenwill.DieseWo-
che haben die Parteiversamm-
lungen von SVP und Mitte ihre
Kandidierenden,BenjaminGie-
zendanner und Marianne Bin-
der, ins Rennen geschickt. Zu-
rückgezogenhabensichGabrie-
la Suter (SP), Irène Kälin
(Grüne), Barbara Portmann
(GLP) und Lilian Studer (EVP).

Dafür ziehen die Parteilose
Nancy Holten, sowie Pius Li-
scher (ig-gesundheit) noch ein-
mal in denWahlkampf.Gefähr-
lich können sie Giezendanner
und Binder kaum werden: Lü-
scher erreichte im erstenWahl-
gang 1964 Stimmen, was ihm
den letzten Platz der zehn Kan-
didierendeneinbrachte.Holten
schnitt etwas besser ab, ihr
reichte es für den achten Platz,
sie war bestplatzierte Exotin.
Mit4212Stimmen lag sie jedoch
weit abgeschlagen hinter Lilian
Studer, die 16 500 Stimmen er-
zielte. ZumVergleich:Benjamin
Giezendanner machte 86430
Stimmen.

HoltenwillNicht-Wähler
abholen
Es ist trotzdemdiesesResultat,
das Nancy Holten dazu bringt,
auch in den zweiten Wahlgang
zu gehen. «Durch die überra-
schend vielen Stimmen im ers-
tenWahlgang bin ichmotiviert,
nochmals anzutreten», schreibt
sie am Freitagmittag in einem
Mail an die Medien. «Bewuss-
te» Menschen seien weniger
politisch interessiert und gin-
gen weniger wählen, das zeige
ihre Erfahrung. Innovative und
lösungsorientierte Nicht-Wäh-
ler, die einen positivenWandel
in der Politik unterstützen,wol-
le sie alsomit ihrer Kandidatur
abholen.

Regierungsrat will jetzt
doch eine Einheitspolizei

Dominic Kobelt

Nachdem sich der Regierungsrat noch
voreinemknappen JahrgegeneineEin-
heitspolizei ausgesprochen hat, will er
jetzt docheineAbkehrvomdualenSys-
tem.AneinerPressekonferenzamFrei-
tag wurde erläutert, wie es dazu kam
undwie derWechsel vonstatten gehen
soll. Das sind die wichtigsten Fragen
undAntworten:

WiesiehtdasheutigeSystemaus?
Seit 2007 gibt es imAargau eine duale
Polizeiorganisation: Die 15 Regional-
polizeien sind für die lokale Sicherheit
verantwortlich, die Kantonspolizei für
die Kriminalpolizei, das Bedrohungs-
management sowie die Sicherheits-,
Verkehrs- und Verwaltungspolizei, so-
fern nicht die Regionalpolizeien zu-
ständig sind.

Wasgibt esdamit fürProbleme?
Das duale System wurde schon mehr-
fach untersucht. «Grundsätzlich funk-
tioniert es und die Aargauerinnen und
Aargauer fühlen sich sicher», betonte
Regierungsrat undPolizeidirektorDie-
terEgli (SP). ImdualenSystemgebees
aber einen hohen Koordinationsauf-
wand – die Kantonspolizei könne die
gesetzlich vorgeschriebene Führungs-
funktion nicht im gebotenen Umfang
wahrnehmen. «Auch die Fallübergabe
istmitWartezeiten verbunden.»

Kantonspolizei-Kommandant Mi-
chael Leupold gab konkrete Beispiele:
«Bei einem Unfall wird die Patrouille
aufgeboten, die sich am nächsten be-
findet. Ist diese von der Regionalpoli-
zei, dann sichert siedieUnfallstelle ab,
kannaberkeineTatbestandsaufnahme
machen, sollte es zu einer Anzeige
kommen.» In diesem Fall müsse die
Regionalpolizei auf die Patrouille der
Kantonspolizeiwarten. «DieKantons-
polizei ist auch für das entsprechende

Ermittlungsverfahren zuständig.» Ein
weiteresBeispiel:WemdasFahrradge-
stohlenwird,derkanndasaufdemPos-
ten einer Regionalpolizei melden, wer
einemCyberbetrugzumOpfergefallen
ist,mussdamit zurKantonspolizei. «Es
kommt vor, dass Leute auf dem ‹fal-
schen›Postenerscheinen», soLeupold.

ZuerstwolltederRegierungsrat am
dualenSystemfesthalten.Warum
ist erumgeschwenkt?
Beider vertieftenAnalyse seimanzum
Schluss gekommen, dass das momen-
tane System zwar gut funktioniere, im
Hinblick aufdieZukunft aber eineEin-
heitspolizei sinnvoller sei, sagte Egli.
Dies insbesondere, umbesser fürHer-
ausforderungenwieCyber- undStruk-
turkriminalität gewappnet zu sein.Die
ausführliche Antwort lesen Sie im
Interview mit Regierungsrat Dieter
Egli.

WaswärendieVorteileder
Einheitspolizei?
WennesnurnocheinePolizei gibt, fal-
len auch die Schnittstellen weg, die
Führung wäre einfacher. Und die Bür-
gerinnenundBürgermüssen sichnicht
mehrüberlegen,wer zuständig ist.Alle
Polizistinnen und Polizisten wären für
alleAufgabeneinsetzbar.Damit könn-
tendieMitarbeiterinnenundMitarbei-
terderheutigenRegionalpolizeienbei-
spielsweise auch für interkantonale
Einsätze, etwabeiFussballspielenoder
zur Bewachung von Botschaften, auf-
geboten werden. Das ist momentan
nichtmöglich.

KönntederPostender
Regionalpolizei inmeiner
Gemeindeverschwinden?
Nein. «Das Netz an Polizeiposten soll
erhalten werden», sagte Leupold, und
stellte klar: «Das ist keine übergangs-
rechtliche Regelung, sondern das, was

Sinnmacht.»Momentan gibt es Stütz-
punkte der Regionalpolizei, der Kan-
tonspolizei undgemeinsameStandorte
– künftig wären alle Posten gleich.

MüssenMitarbeitendederRegional-
polizeien jetztumihrenJobbangen?
Nein. Den Angehörigen der Regional-
polizeien, sowohl den ausgebildeten
Polizistinnen und Polizisten als auch
den Zivilangestellten, soll eine Stelle
bei der neuen Polizeiorganisation an-
gebotenwerden.

Können mit demWechsel zur Ein-
heitspolizeiKostengespartwerden?
Es ist zumindestnichtdasprimäreZiel.
DurchSynergienkönntensichallenfalls
kleineEinsparungsmöglichkeitenerge-
ben.

WaswürdeeinWechsel zur
Einheitspolizei kosten?
Genaukannmandasnochnicht sagen.
DerUmbauwäre zwarnicht gratis, bei-
spielsweise weil Fahrzeuge neu be-
schriftet werden müssen, dies ist aber
aufdasgesamteBudgetbetrachtet eher
marginal. Die technischen Systeme
sindbereits zusammengeschlossen, da
diePolizeienauchheute schonzusam-
menarbeiten.RegierungsratDieterEgli
rechnet damit, dass sich die Betriebs-
kosten für eineEinheitspolizei etwa im
selben Rahmen bewegen würden wie
mit demheutigen System.

Wer ist für,wer ist gegendie
Einheitspolizei?
In der Vernehmlassung sprachen sich
die SVP, die GLP und die Grünen für
eineEinheitspolizei aus, die SP für eine
Einheitspolizei+, FDP,EDU,Mitteund
EVP sprachen sich ganz oder eher für
dasdualeSystemaus.Allerdingswaren
auch innerhalb der Parteien verschie-
deneMeinungenzuhören.Ammeisten
WiderstandwarausdenGemeindenzu

vernehmen. Wie sich Politikerinnen
undPolitikernachderheutigenPresse-
konferenz geäussert haben, lesen Sie
imReaktionen-Artikel.

Warumwehren sichdieGemein-
den, obwohldiePolizeiposten
erhaltenbleiben?
Es sind nicht alle Gemeinden gegen
eine Einheitspolizei. Diejenigen, die
dagegen sind, fürchtenwohl auch,dass
sie künftig weniger Einfluss haben
könnten – einVorteil derRegionalpoli-
zeien ist, dass diese lokal verwurzelt
sindundoft aucheinendirektenDraht
zu den Gemeindebehörden haben.
DochdieGemeindenhättenaucheinen
Vorteil: Sie hätten künftig nur noch
einenAnsprechpartner.

Wiesoll sichderPolizeibestand
ändern?
In keinemanderenKanton ist die Poli-
zeidichte so tief wie im Aargau – im
Polizeigesetz ist ein Verhältnis von
einemPolizistenauf 700Einwohnerals
Mindestbestand festgehalten. Darin
enthalten sind Spezialkräfte, die etwa
in der BekämpfungderCyberkrimina-
lität oder des Menschenhandels tätig
sind (27 Stellen).

Besonders indiesemBereichbeste-
he Handlungsbedarf, erläuterte And-
reas Bamert, Generalsekretär des In-
nendepartements. «Das Verhältnis
1:700 soll beibehalten werden, jedoch
soll der über diese Verhältniszahl hin-
ausgehende Personalbedarf der Kan-
tonspolizeimittels periodischer Stand-
ortbestimmungen geplant werden.»
Die Polizei soll also mehr Personal er-
halten,unabhängigdavon,welchesSys-
tem sich amEnde durchsetzt.

Die Bestandsentwicklung im Be-
reich der Grundversorgung erfordere
zwischen2028und2035dieSchaffung
von insgesamt80Stellen, also jährlich
zehn Stellen, erklärte Bamert weiter.

DiePersonalkosten imBereichderpoli-
zeilichen Grundversorgung steigen
demnach jährlich um 1,6 Millionen
Franken.

Wiegeht esnunweiter?
Bis Ende Jahr soll die Sicherheitskom-
mission des Grossen Rates den Pla-
nungsbericht für die neuePolizeiorga-
nisation beraten. Im 1. Quartal 2024
soll das Geschäft in den Grossen Rat
kommen.Geht esnachdemWillendes
Regierungsrats, wird das Innendepar-
tementdanacheineAnhörungsvorlage
zur Umsetzung der beschlossenen
Leitsätze erarbeiten. Die Beratungen
der Anhörungsvorlagen im Grossen
Rat sind für 2025, die Volksabstim-
mung für 2026 geplant – diese ist nö-
tig,weil es eineÄnderungderKantons-
verfassungbraucht.Danachwürdeder
Transformationsprozess gestartetwer-
den, der voraussichtlich bis 2027 dau-
ern würde.

Seit 2007 hat der Aargau eine Kantonspolizei und 15 Regionalpolizeien. Der Regierungsrat schlägt dem
GrossenRat nun einen Systemwechsel zur Einheitspolizei vor. Zudem soll der Polizeibestand erhöht werden.

Warum wollen Sie nun doch die Einheitspolizei?
Wir haben PolizeivorsteherDieter Egli nach denGründen für denKurswechsel gefragt.

Dominic Kobelt

AneinerMedienkonferenz im
November2022habenSiegesagt,
eineZusammenlegungvonRegio-
nal-undKantonspolizeiseinicht
zielführend. JetztwollenSiedoch
eineEinheitspolizei.Woherder
Sinneswandel?
Dieter Egli: Im Frühling 2021 habenwir
das Resultat der letzten Evaluation prä-
sentiert,diesehatergeben,dassdasdua-
le System imAlltag gut funktioniert. Sie
hat aber auch Verbesserungspotenzial
eruiert, was die Koordination, Verbind-
lichkeitderZusammenarbeit,denInfor-
mationsaustauschunddieSchnittstellen
betrifft. Daraus folgten zwei Szenarien:
Weiter mit dem bisherigen System und
dieses verbessern oder einWechsel zur
Einheitspolizei. Wir haben uns damals
für eine Beibehaltung des Systems aus-
gesprochen und eine Vernehmlassung

durchgeführt. Die Rückmeldungenwa-
rensehrkontrovers.Zudemmüssenwir
nacheinervertieftenAnalysefeststellen,
dassdieWeiterführungderdualenPoli-
zeiorganisationinder jetzigenFormmit-
tel- und langfristig nicht mehr denkbar
ist. Den gestiegenenAnforderungen an

die Polizeiarbeit sind wir letztlich mit
einerEinheitspolizeibessergewachsen.
Eine nachhaltigeOptimierung der dua-
lenPolizeiorganisationwürdederart tief-
greifendeMassnahmenerfordern, dass
dadurchdieEigenständigkeitderRegio-
nalpolizeienfaktischausgehebeltwürde.

WassinddenndieHerausforderun-
genderZukunft, fürdieeineEin-
heitspolizeibessergerüstetwäre?
Das sindneueFormenderKriminalität
wieCyberkriminalität und organisierte
Kriminalität im grossen Stil, die sich
nicht an territoriale Grenzen halten.
Hinzu kommen Trends wie die zuneh-
mende Mobilität, das Bevölkerungs-
wachstumundMigrationsbewegungen,
TerrorismusoderdieUrbanisierungur-
sprünglich ländlicher Regionen. Eine
Herausforderung ist auch die stetig
wachsendeKomplexitätder rechtlichen
Vorgaben.

HattedasLobbyingvonehemaligen
Kapo-SpitzenleutenoderdiePosi-
tionvonPolizeikommandantMi-
chaelLeupoldEinflussaufden
Meinungsumschwung?
Polizistinnen und Polizisten haben
selbstverständlich eine Meinung, den
politischenProzessbeeinflusst das aber
nicht. Die Befürchtung ist, dass wir mit
derBeibehaltungdesdualenSystems in
fünf Jahren vor derselben Frage stehen
wie heute. Deshalb ist der neue Vor-
schlag des Regierungsrats nur ehrlich
undkonsequent.

In einer gemeinsamenStellungnah-
mederGemeindeammänner-Verei-
nigungdesKantonsAargauundder
KonferenzderRegionalpolizeien
desKantonswehren sichdieOrgani-
sationenbereits gegendieEinheits-
polizei.OhnedieUnterstützungder
Gemeindenwirdes schwierig.

Es wird sicher eine Herausforderung
werden,dieGemeindenzuüberzeugen.
Die Regionalpolizeien sind organisch
gewachsen, sind regional verankert und
haben einen direkten Draht zu den Be-
hörden. Doch auch eine Einheitspolizei
wird vorOrt sein, Polizeipostenwerden
keinegeschlossen.Es ist klar:DiePolizei
muss in den Regionen und Gemeinden
präsent sein und die lokale Sicherheit
weiterhin gewährleisten.

Wiesieht esdennmitderFinanzie-
rungaus?Werdenbeispielsweise
dieEinnahmenausRadarkontrol-
lenweiterhin indieGemeindekas-
senfliessen?
Die Busseneinnahmen fliessen auch
heute nicht in die Gemeindekassen,
sondern sie finanzieren die polizeili-
chenLeistungenmit. Bei einemWech-
sel würden sie der neuen Polizeiorga-
nisation zukommen.

Dieter Egli erklärte an der Medienkon-
ferenz die Vorzüge der Einheitspolizei.

Bild: Dominic Kobelt
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Zwei Frauen und
zwei Männer treten an
AuchNancyHolten und Pius Lischer gehen
in den zweitenWahlgang für den Ständerat.

Eva Berger

Bis am Freitagmittag konnte
sich beim Kanton melden, wer
für den zweiten Wahlgang der
Ständeratswahlen vom 19. No-
vemberantretenwill.DieseWo-
che haben die Parteiversamm-
lungen von SVP und Mitte ihre
Kandidierenden,BenjaminGie-
zendanner und Marianne Bin-
der, ins Rennen geschickt. Zu-
rückgezogenhabensichGabrie-
la Suter (SP), Irène Kälin
(Grüne), Barbara Portmann
(GLP) und Lilian Studer (EVP).

Dafür ziehen die Parteilose
Nancy Holten, sowie Pius Li-
scher (ig-gesundheit) noch ein-
mal in denWahlkampf.Gefähr-
lich können sie Giezendanner
und Binder kaum werden: Lü-
scher erreichte im erstenWahl-
gang 1964 Stimmen, was ihm
den letzten Platz der zehn Kan-
didierendeneinbrachte.Holten
schnitt etwas besser ab, ihr
reichte es für den achten Platz,
sie war bestplatzierte Exotin.
Mit4212Stimmen lag sie jedoch
weit abgeschlagen hinter Lilian
Studer, die 16 500 Stimmen er-
zielte. ZumVergleich:Benjamin
Giezendanner machte 86430
Stimmen.

HoltenwillNicht-Wähler
abholen
Es ist trotzdemdiesesResultat,
das Nancy Holten dazu bringt,
auch in den zweiten Wahlgang
zu gehen. «Durch die überra-
schend vielen Stimmen im ers-
tenWahlgang bin ichmotiviert,
nochmals anzutreten», schreibt
sie am Freitagmittag in einem
Mail an die Medien. «Bewuss-
te» Menschen seien weniger
politisch interessiert und gin-
gen weniger wählen, das zeige
ihre Erfahrung. Innovative und
lösungsorientierte Nicht-Wäh-
ler, die einen positivenWandel
in der Politik unterstützen,wol-
le sie alsomit ihrer Kandidatur
abholen.

InfluencerinNancyHoltenwur-
de schweizweit bekannt,weil sie
ihreWohngemeindeGipf-Ober-
frick 2016 nicht einbürgern
wollte und dies schliesslich der
Regierungsrat übernahm. Weil
keine sachlichen Gründe vorla-
gen, brachte sie das sogar inter-
national indieMedien.Berüch-
tigtwardie gebürtigeHollände-
rin wegen ihres Kampfs gegen
Kuh- undKirchenglocken.

Vor vier Jahren kandidierte
HoltenaufderListederPiraten-
partei für denNationalrat. 2023
hatte sieüberlegt,wieder fürdie
Grosse Kammer anzutreten,
undzwaraufderListederCoro-
namassnahmen-Kritiker«Mass-
Voll». Allerdings machte sie
neun Tage nach der Ankündi-
gung einenRückzieher.

Schon öfter zur Wahl stellte
sich Pius Lischer. Bei den Stän-
deratswahlen 2019, als er eben-
falls den letzten Platz erreichte,
verzichtete er auf den zweiten
Wahlgang. 2015und2011 trat er
sowohl im ersten als auch im
zweitenWahlgangan. 2007war
Lischer zumerstenMal Stände-
ratskandidat.Damals kames zu
keinem zweiten Wahlgang,
Christine Egerszegi (FDP) und
Maximilian Reinmann (SVP)
schafften den Einzug im ersten
Durchgang.

Nachrichten
EineVerschiebung
beiGrossratssitzen

Mandate DerRegierungsrathat
dieBotschaft zurMandatszutei-
lung für die Gesamterneue-
rungswahlen des Grossen Rats
fürdieAmtsperiode2025/2028
verabschiedet. Gemäss neuer
Bevölkerungsstatistik kommtes
dabei zu einer Verschiebung
eines Sitzes vom Bezirk Baden
zum Bezirk Muri. Die Bevölke-
rungszahlen dienen als Berech-
nungsgrundlage für die Vertei-
lung der Sitze, der Stichtag ist
der 30. Juni des Jahres vor den
Grossratswahlen. Dem Bezirk
Baden werden demnach im
nächsten Jahrneu29Grossrats-
mandate zugeteilt (bisher 30),
dafür erhält der Bezirk Muri 8
Mandate (bisher 7). Allen ande-
ren Bezirken wird für die neue
Amtsperiodedie gleicheAnzahl
Mandate zugeordnetwiebisher.
Die kantonalen Wahlen finden
EndeOktober 2024 statt. (cwu)

Sozialhilfeverordnung
ab 1. Januar inKraft

Revision Am1. Januar 2024 tre-
ten das geänderte Sozialhilfe-
undPräventionsgesetz sowiedie
dazugehörige revidierteVerord-
nung in Kraft. Das Gesetz ent-
hält neue Bestimmungen zur
Alimentenhilfe:DerGrosseRat
hatdieGemeindenals zuständi-
geStellendafür festgelegt.Wei-
ter erhalten die Gemeinden die
Kompetenz, bei Verdacht auf
SozialhilfemissbrauchObserva-
tionen durchzuführen, sofern
konkrete Anhaltspunkte vorlie-
gen.Die Verordnung regelt und
präzisiert die Anordnung einer
solchen Observation, sowie wo
undmitwelchenMittelnSozial-
hilfedetektive diese durchfüh-
ren dürfen. Neu gilt ausserdem
eine Wirkungsfrist, wenn Ge-
meinden für Flüchtlinge und
PersonenohneUnterstützungs-
wohnsitz Sozialhilfekosten aus-
richten. (az)

Gewerbe undBauern
für Giezendanner

Der Aargauische Gewerbever-
band (AGV) unterstützt für den
zweiten Wahlgang für den Stän-
derat seinen Präsidenten Benja-
min Giezendanner. Im ersten
Wahlgang empfahl der Verband
zudem Marianne Binder. Auch
der Bauernverband Aargau
(BVA) unterstützt den SVP-Kan-
didaten. Der Grund: Wird er ge-
wählt, rückt mit Christian Glur
ein Landwirt in den Nationalrat
nach. (az)

Polizeikorps, hier die Kantonspolizei und die Stadtpolizei Baden,
arbeiten heute schon eng zusammen. Bild: Chris Iseli (Aarau, 12. 4. 2018)

Parteien begrüssen Einheitspolizei –
doch es gibt auch Ablehnung
Gemeindeammänner undRegionalpolizei-Konferenz reagieren erstaunt.

ChristineWullschleger

DieGemeindeammänner-Vereinigung
sowie die Konferenz der Regionalpoli-
zeiennehmendasVorhabendesRegie-
rungsrats enttäuscht zurKenntnis.Mit
Erstaunen habe man festgestellt, dass
dieRegierung«aufgrundzwischenzeit-
licherEntwicklungen»zueinemande-
renSchlussgelangt ist als imNovember
2022. An der Ausgangslage habe sich
innert Jahresfrist nichts geändert. «Die
Anhörung ist differenziert ausgefallen;
insbesonderehat sichderGrossteil der
teilnehmendenGemeinden fürdieBei-
behaltungundOptimierungdesdualen
Systems ausgesprochen. Eine Abkehr
davonwäre nicht gerechtfertigt.»

Der Koordinationsaufwand für die
beiden Polizeiorganisationen sei ein
Nachteil. «Aber: Ein Systemwechsel
löst die Abgrenzungsprobleme nicht.
BestehendeSchnittstellenwürdenver-
schoben statt aufgehoben.» Zudem
würden bei den GemeindenMehrkos-
tenentstehen,weil sie verwaltungspoli-
zeiliche Aufgaben übernehmen wür-
den. «PeripherenRegionen droht eine
Schwächung der Polizeipräsenz. Eine
Garantie, dassdasPostennetz erhalten
bleibt, enthält der Bericht nicht.» Zu-
dem wird auf die Vorteile des dualen
Systems hingewiesen: «Die rund 350
Regionalpolizistinnen und -polizisten
kennendie spezifischenSicherheitsan-
forderungen in denRegionen.»

SVPbegrüsstden
Richtungswechsel
Die Aargauer SVP begrüsst den Rich-
tungswechsel. «Die SVP beurteilt die
Ausgangslage gleich wie der Regie-
rungsrat und ist derMeinung, dass die
zunehmenden Herausforderungen im
Bereich Sicherheit nur durch einePoli-
zeiorganisationmit Führung aus einer

Hand ausreichend begegnet werden
kann», schreibt sie in einer Mitteilung
an dieMedien.

SP:Regierungsratbekennt sich
endlichzurEinheitspolizei
Die heutige Situation ist aus Sicht der
SP unhaltbar: «Effizienz geht anders»,
heisst es in einer Medienmitteilung.
DieSPunterstütztdeshalbdenPlander
Regierung der Zusammenführung.
«DerEntscheid zueinerPolizei fürden
Aargau der Regierung ist endlich klar
und mutig», so Rolf Walser, Grossrat
und Präsident der Kommission für öf-
fentliche Sicherheit (SIK).

Die Herausforderungen würden
grösser, die SP nennt beispielsweise
Menschenhandel oder Cyberkrimina-
lität. «Eine Organisation macht den
Weg frei, diese Themen effizient und
einheitlich anzugehen. Zudem schafft
die geplante Zusammenführung der
Posten indenRegionenKlarheit fürdie
Bevölkerung und dieGemeinden.»

Es brauche zudem mehr Ressour-
cen. Der jüngst eingereichte Vorstoss
der SVP, einen Assistenzdienst aufzu-
bauen, geht für die SP in die richtige
Richtung. «Ein Assistenzdienst kann
und soll die künftige Polizeiorganisa-
tion optimal unterstützen, das braucht
jedoch Geld und Personal», so Gross-
rätin LeliaHunziker.

EVP:NeuePolizeimuss
regionalbleiben
Wichtig ist, soderEVP-Sicherheitspoli-
tiker Lutz Fischer, «dass die Nähe zur
Bevölkerungbeibehaltenwird.» Istdies
der Fall, spreche nichts gegen eine Fu-
sionderKantonspolizeiAargaumitden
bestehenden Regionalpolizeien zu
einer Polizei Aargau. «Mit einer Orga-
nisation wird die Polizei flexibler und
schlagkräftiger», so Fischer.

AuchGLP ist füreine
Einheitspolizei
DieGLPAargau freut sich, dassderRe-
gierungsrat von«seinemanfänglichen
FesthaltenamdualenSystemabrückt».
Das jetzigeduale SystemmitRegional-
undKantonspolizei stosse insbesonde-
re bei komplexeren Fällen zusehends
an seine Grenzen. Zudem gebe es
SchnittstellenproblemesowieDoppel-
spurigkeiten.«FürbeideThemenfelder
verspricht die Einheitspolizei erhebli-
cheVerbesserungen.»DieGLP erwar-
tet zudem dank der gesteigerten Effi-
zienz auchKostenvorteile.

DieFDPbegrüsstklare
StellungnahmederRegierung
«Die FDP begrüsst, dass der Regie-
rungsrat klar Stellungbezieht», sagt Sil-
van Hilfiker, Grossrat und FDP-Frak-
tionspräsident. «Die Sicherheit der
Aargauer Bevölkerung steht für uns
über allem. Daher ist entscheidend,
dass Präsenz und Bürgernähe – unab-
hängig von der Struktur – gewährleis-
tet sind.»Die lokalePräsenzdürfe kei-
nesfalls ausgedünnt werden.

DieMitte ist kritischgegenüber
dergeplantenEinheitspolizei
Kritischbeurteilt dieMittedieEinheits-
polizei, sie hatte dem ersten Entwurf
und somit dem dualen System zuge-
stimmt, weil dieses sich vor allem in
Randregionen gut bewährt habe. «Die
Mitte ist sichbewusst, dassdieknappen
Polizeibeständeunddie sichändernde
Polizeiarbeit einen optimalen Einsatz
aller verfügbaren Mittel benötigt, um
eine umfassende Sicherheit der Bevöl-
kerung zu gewährleisten», heisst es in
einer Mitteilung. Man werde die Ent-
wicklung der Polizeiorganisation kri-
tischhinterfragenunddieBedürfnisse
derGemeinden gewichten.
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